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17. Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Spanischen Staat über Gleichwertigkeiten im
Universitätsbereich samt Anlage
(NR: GP XVI RV 352 AB 426 S. 66. BR: AB 2906 S. 454.)

18. Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Islamischen
Republik Pakistan über die Aufhebung der Sichtvermerkspflicht für Inhaber von
Diplomaten- und Dienstpässen

17.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anlage wird genehmigt.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DEM SPANISCHEN STAAT
ÜBER GLEICHWERTIGKEITEN IM UNI-

VERSITÄTSBEREICH

Die Republik Österreich und der Spanische Staat
sind,

vom Wunsche geleitet, die Zusammenarbeit
zwischen den beiden Staaten auf dem Gebiete der
Wissenschaft und Universitätsausbildung zu för-
dern, und

nach Gegenüberstellung der Studien an den
Universitäten in beiden Staaten, durch die festge-
stellt wurde, daß Studien in der Republik Österreich
und im Spanischen Staat sowohl hinsichtlich der
Zulassung, der Dauer und der Struktur als auch
hinsichtlich des Inhaltes und der Anforderungen
vergleichbar sind,

wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

In diesem Abkommen bedeutet:

a) der Ausdruck „Universitäten" alle Universitä-
ten, Hochschulen und Institute, denen vom
Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet sie
gelegen sind, Hochschulcharakter zuerkannt
wird und die berechtigt sind, akademische
Grade zu verleihen;

b) der Ausdruck „akademischer Grad" jenen
Grad, welcher als Abschluß eines Universitäts-
studiums verliehen wird;
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c) der Ausdruck „Hochschulzeugnisse" alle
Zeugnisse oder Bestätigungen über Ergebnisse
von Prüfungen oder den Erfolg der Teilnahme
an Lehrveranstaltungen;

d) der Ausdruck „Prüfungen" alle Prüfungen zur
Feststellung des durch die Studien erworbenen
Wissens, der Kenntnisse und Fertigkeiten
beziehungsweise zur Feststellung des Erfolges
der Teilnahme an Lehrveranstaltungen gemäß
den Studienvorschriften der Vertragsstaaten;

e) der Ausdruck „Studiendauer" die in den
Studienvorschriften der Vertragsstaaten vor-
geschriebene Mindestzeit für die Absolvierung
der Universitätsstudien;

f) der Ausdruck „Universitätsstudium" die or-
dentlichen Studien an Universitäten, deren
Studiendauer auf Grund der Gesetze der
Vertragsstaaten mindestens acht Semester in
Österreich beziehungsweise fünf Studienjahre
in Spanien beträgt.

Artikel 2

Dieses Abkommen findet nur dann Anwendung,
wenn das Universitätsstudium vorwiegend an einer
Universität eines der Vertragsstaaten durchgeführt
und auf Grund dieses Studiums der akademische
Grad verliehen wurde.

Artikel 3

Dieses Abkommen findet nur auf Staatsangehö-
rige der Vertragsstaaten Anwendung.

Artikel 4

(1) Die auf Grund der in der Anlage zu diesem
Abkommen, die einen integrierenden Bestandteil
dieses Abkommens bildet, angeführten Universitäts-
studien verliehenen akademischen Grade sind auf
der Grundlage der Gegenseitigkeit als gleichwertig
anerkannt; die Inhaber eines österreichischen
akademischen Grades auf Grund der in der Anlage
zum Abkommen angeführten österreichischen Stu-
dienrichtung sind ohne Zusatz- und Ergänzungs-
prüfungen unmittelbar zum Doktorratsstudium an
einer Universität in Spanien, an der dieses Studium
durchgeführt werden kann, zuzulassen; die Inhaber
eines spanischen akademischen Grades auf Grund
der in der Anlage angeführten spanischen Studien-
richtungen sind ohne Zusatz- und Ergänzungsprü-
fungen unmittelbar zum Doktoratsstudium an einer
Universität in Österreich, an der dieses Doktorats-
studium eingerichtet ist, zuzulassen.

(2) Die Zulassung zu diesen Studien erfolgt in
beiden Vertragsstaaten im Rahmen der verfügbaren
Plätze und erfordert neben der Vorlage der
entsprechenden Diplome oder Hochschulzeugnisse
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nur den Nachweis der Kenntnis der jeweiligen
Sprache in einem genügenden Ausmaß.

(3) Zum Zwecke der Anerkennung dieser
Gleichwertigkeit legen Personen, welche einen
akademischen Grad in Österreich erworben haben,
die erforderlichen Unterlagen der zuständigen
spanischen Behörde vor; Personen, welche einen
akademischen Grad in Spanien erworben haben,
legen die erforderlichen Unterlagen dem österrei-
chischen Bundesministerium für Wissenschaft und
Forschung vor.

Artikel 5

(1) Von österreichischen Studierenden der
Studienrichtung Spanisch an einer spanischen
Universität absolvierte Studien werden bis zum
Höchstausmaß von einem Studienjahr auf die
Studiendauer in Österreich voll angerechnet und die
während dieser Zeit positiv abgelegten Prüfungen
voll anerkannt; Voraussetzung ist, daß das Studium
in Spanien als ordentlicher Hörer gemäß den
spanischen Studienvorschriften absolviert wurde
und die entsprechenden Hochschulzeugnisse vorge-
legt werden.

(2) Von spanischen Studierenden der Studien-
richtung Germanistik an einer österreichischen
Universität absolvierte Studien werden bis zum
Höchstausmaß von einem Studienjahr auf die
Studiendauer in Spanien voll angerechnet und die
während dieser Zeit positiv abgelegten Prüfungen
voll anerkannt. Voraussetzung ist, daß das Studium
in Österreich als ordentlicher Hörer gemäß den
österreichischen Studienvorschriften unter sinnge-
mäßer Anwendung der entsprechenden spanischen
Studienvorschrift absolviert wurde und die entspre-
chenden Hochschulzeugnisse vorgelegt werden.

(3) Voraussetzung für die Anwendbarkeit dieser
Bestimmung ist in beiden Vertragsstaaten, daß diese
Studierenden mindestens die Hälfte ihres Studiums
im Heimatstaat abgeschlossen haben.

Artikel 6

(1) Für die Behandlung aller Fragen, die sich aus
diesem Abkommen ergeben, und sonstiger Fragen
der Gleichwertigkeiten im Universitätsbereich wird
eine Ständige Expertenkommission eingesetzt, die
aus je drei von jedem der beiden Vertragsstaaten zu
ernennenden Mitgliedern besteht. Die Liste der
Mitglieder wird dem anderen Vertragsstaat auf
diplomatischem Wege übermittelt werden.

(2) Die Ständige Expertenkommission wird auf
Wunsch eines der Vertragsstaaten zusammentreten.
Der Tagungsort wird jeweils vereinbart werden
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Artikel 7

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation.
Die Ratifikationsurkunden werden so bald wie
möglich ausgetauscht.

(2) Dieses Abkommen tritt mit dem ersten Tag
des dritten Monats, der auf den Austausch der
Ratifikationsurkunden folgt, in Kraft.

(3) Dieses Abkommen kann jederzeit schriftlich
auf diplomatischem Wege gekündigt werden. Die
Kündigung wird ein Jahr nach dem Zeitpunkt
wirksam, zu dem sie dem anderen Vertragsstaat
notifiziert wurde.

Zu Urkund dessen haben die gefertigten
Bevollmächtigten das vorliegende Abkommen un-
terzeichnet und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Wien, am 21. Jänner 1983, in zwei
Urschriften, jede in deutscher und spanischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Dr. Hertha Firnberg

Für den Spanischen Staat:

Juan Luis Pan de Soraluce y Olmos

Anlage

Österreichische Studienrichtungen

Architektur

Bauingenieurwesen

Maschinenbau

Informatik

Wirtschaftsingenieurwesen —
Maschinenbau

Elektrotechnik

Raumplanung und Raumordnung
Studienzweig: Raumplanung

Landwirtschaft
Studienzweig: Pflanzenproduktion
Studienzweig: Tierproduktion
Studienzweig: Agrarökonomik

Forst- und Holzwirtschaft
Studienzweig: Forstwirtschaft

Bergwesen

Hüttenwesen

Werkstoffwissenschaften

Erdölwesen

Montanmaschinenwesen

Spanische Studienrichtungen
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Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 1. Dezember 1989 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 7 Abs. 2 mit
1. März 1990 in Kraft.

Vranitzky

18. Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der
Islamischen Republik Pakistan über die Aufhebung der Sichtvermerkspflicht für Inhaber von

Diplomaten- und Dienstpässen

Der Bundesminister
für auswärtige Angelegenheiten

Wien, am 6. Dezember 1989

Sehr geehrte Frau Botschafter!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die Bundesregierung der Republik Österreich
bereit ist, mit der Regierung der Islamischen
Republik Pakistan ein Abkommen über die
Aufhebung der Sichtvermerkspflicht für Inhaber
von Diplomaten- und Dienstpässen der beiden
Länder gemäß folgenden Bestimmungen abzu-
schließen:
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Artikel 1

(1) Österreichische und pakistanische Staatsbür-
ger, die Inhaber eines von den zuständigen
Behörden ihres Landes ausgestellten gültigen
Diplomaten- oder Dienstpasses sind, dürfen sicht-
vermerksfrei in das Hoheitsgebiet des anderen
Vertragsstaates an jeder für den internationalen
Reiseverkehr zugelassenen Stelle einreisen und sich
dort bis zu drei Monaten aufhalten.

(2) Ist ein drei Monate übersteigender Aufenthalt
im anderen Vertragsstaat beabsichtigt, ist bereits vor
der Einreise ein entsprechender Sichtvermerk
einzuholen. Wird nach sichtvermerksfreier Einreise
und Aufenthaltnahme ein drei Monate übersteigen-
der Aufenthalt im anderen Vertragsstaat notwendig,
ist unter Angabe der hiefür maßgebenden Gründe
bei den zuständigen Behörden des anderen
Vertragsstaates ein entsprechender Sichtvermerk
einzuholen.

Artikel 2

Die Bestimmungen dieses Abkommens befreien
die Staatsbürger Österreichs und Pakistans nicht
von der Verpflichtung, die im anderen Staat
geltenden Rechtsvorschriften betreffend die Ein-
reise, den Aufenthalt und die Ausreise von Fremden
sowie betreffend die Beschäftigung zu beachten.

Artikel 3

Jeder Vertragsstaat behält sich das Recht vor,
Staatsangehörigen des anderen Vertragspartners,
die er als unerwünscht betrachtet, die Einreise oder
den Aufenthalt in seinem Hoheitsgebiet zu
untersagen.

Artikel 4

Jeder Vertragsstaat kann aus Gründen der
öffentlichen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung
oder der Gesundheit die Anwendung dieses
Abkommens vorübergehend ganz oder teilweise
aussetzen. Einführung und Aufhebung dieser
Maßnahme sind dem anderen Vertragsstaat späte-
stens 48 Stunden vorher schriftlich auf diplomati-
schem Wege bekanntzugeben.

Artikel 5

Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit
geschlossen und tritt am ersten Tag des dritten
Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem
die Noten ausgetauscht werden. Es ist jederzeit
kündbar und verliert drei Monate nach Einlangen
der schriftlich auf diplomatischem Wege vorzuneh-
menden Kündigung beim Vertragspartner seine
Geltung.

Falls die Regierung der Islamischen Republik
Pakistan mit diesen Bestimmungen einverstanden
ist, so stellen diese Note und die Antwortnote Eurer
Exzellenz das gewünschte Abkommen zwischen
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unseren Regierungen dar, dessen englische und
deutsche Fassung in gleicher Weise authentisch
sind.

Genehmigen Sie, sehr geehrte Frau Botschafter,
den Ausdruck meiner besonderen Hochachtung.

Dr. Alois Mock

Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten
Republik Österreich

I. E.
Frau Dr. Khurshid HYDER
ao. und bev. Botschafter
der Islamischen Republik Pakistan

Wien

EMBASSY OF PAKISTAN
AMBASSADOR

Wien, am 6. Dezember 1989

Exzellenz, Herr Minister!

Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom
6. Dezember 1989 zu bestätigen, welche folgenden
Inhalt hat:

„Ich beehre mich, (es folgt der weitere Text
der Eröffnungsnote in deutscher Sprache) in
gleicher Weise authentisch sind."

Ich habe die Ehre Ihnen mitzuteilen, daß die
Regierung der Islamischen Republik Pakistan damit
einverstanden ist, daß Ihre Note und diese
Antwortnote ein Abkommen zwischen unseren
beiden Regierungen bildet, welches am ersten Tag
des dritten Monats nach Durchführung dieses
Notenwechsels in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Exzellenz, Herr Minister, den
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Khurshid Hyder

Außerordentlicher und bevollmächtigter Botschaf-
ter der Islamischen Republik Pakistan

Das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 5 mit 1. März 1990 in Kraft.

Vranitzky
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